
 

 

Aktuelle Steuerinformationen für den GmbH-Geschäftsführer 
 

August 2022 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

die Bundesregierung hat angesichts der stark gestie-

genen Energiepreise umfassende und unbürokrati-

sche Entlastungen auf den Weg gebracht. Wir stellen 

Ihnen die Entlastungspakete vor. Darüber hinaus be-

leuchten wir, wann Unterhaltszahlungen steuermin-

dernd berücksichtigt werden können. Der Steuertipp 

befasst sich mit der Steuerklassenkombination bei 

Ehepaaren und Lebenspartnern. 

 

ENERGIEPREISE  
Zwei Entlastungspakete sollen den Kostendruck 

abfedern 

 

Um die finanziellen Auswirkungen der rasant gestie-

genen Energiekosten für die Bevölkerung abzumil-

dern, hat die Bundesregierung zwei Entlastungspakete 

geschnürt. Das Bundesfinanzministerium hat kürzlich 

die Inhalte der beiden Pakete zusammengefasst.  

Mit dem ersten Entlastungspaket verständigte sich der 

Koalitionsausschuss im Februar 2022 auf eine Reihe 

umfangreicher Schritte. Dazu zählen insbesondere 

folgende Maßnahmen: 

 Die EEG-Umlage bei den Stromkosten entfiel zum 

01.07.2022. Verbraucher werden damit um insge-

samt 6,6 Mrd. € entlastet. 

 Wohngeldbezieher erhalten einen einmaligen 

Heizkostenzuschuss von 270 € (bei einem Haus-

halt mit zwei Personen 350 €, für jedes weitere 

Familienmitglied zusätzlich 70 €). Azubis und Stu-

dierende mit BAföG-Bezug erhalten 230 €. 

 Rückwirkend zum 01.01.2022 steigt der Arbeit-

nehmerpauschbetrag um 200 € auf 1.200 €, der 

Grundfreibetrag um 363 € auf 10.347 € und die 

Entfernungspauschale für Fernpendler (ab dem 

21. Kilometer) sowie die Mobilitätsprämie auf 

0,38 € pro Kilometer. 

Auf das zweite Entlastungspaket verständigte sich der 

Koalitionsausschuss im März 2022. Hierin sind folgen-

de Maßnahmen enthalten: 

 Alle einkommensteuerpflichtigen Erwerbstätigen 

erhalten einmalig eine Energiepreispauschale 

von 300 € (vgl. Ausgabe 07/22). 

 Die Energiesteuer auf Kraftstoffe wurde für drei 

Monate gesenkt. Für Benzin reduzierte sich der 

Energiesteuersatz um 0,2955 €/Liter, für Diesel-

kraftstoff um 0,1404 €/Liter. 

 Für Familien wird ein einmaliger Kinderbonus von 

100 € pro Kind gezahlt. 

 Empfänger von Sozialleistungen erhalten eine 

Einmalzahlung in Höhe von 200 €. 

 Empfänger von Arbeitslosengeld I erhalten eine 

Einmalzahlung in Höhe von 100 €. 

 Für die Monate Juni bis August 2022 wurde ein 9-

€-Ticket für den öffentlichen Personennahverkehr 

eingeführt. 

In dieser Ausgabe 

 Energiepreise: Zwei Entlastungspakete  
sollen den Kostendruck abfedern ..................... 1 

 Fünftelregelung: Einheitliche Entschädigung  
kann auch bei mehreren Teilleistungen vorliegen
 2 

 Außergewöhnliche Belastungen: Unterhalts-
zahlungen können Sie von der Steuer absetzen2 

 Gesetzgebung: Verlängerte Fristen zur Abgabe  
der Einkommensteuererklärungen .................... 3 

 Überblick: Neue Informationsbroschüre zur  
Rentenbesteuerung veröffentlicht ..................... 3 

 Betriebliche Altersversorgung: Riester-
Förderung  
bei Verzicht auf die Steuerfreiheit der Beiträge 3 

 Investitionsabzugsbetrag: Ein Fahrtenbuch  
ist nicht das einzige zulässige Beweismittel ..... 4 

 Steuertipp: Hinweise für Eheleute und  
Lebenspartner zur Steuerklassenwahl .............. 4 



Mandanten-Information für den GmbH-Geschäftsführer 08/22, Seite 2 

Hinweis: Darüber hinaus hat der Gesetzgeber die Re-

gelungen zur Homeoffice-Pauschale bis zum 

31.12.2022 verlängert. Außerdem können Arbeitgeber 

einen steuerfreien Bonus in Höhe von 4.500 € an Be-

schäftigte in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 

auszahlen. Zudem enthält das Vierte Corona-

Steuerhilfegesetz Regelungen zur erweiterten Ver-

lustverrechnung, zu einer Verlängerung der degressi-

ven Abschreibung um ein Jahr und zu steuerfreien Zu-

schüssen zum Kurzarbeitergeld. 

 

FÜNFTELREGELUNG  
Einheitliche Entschädigung kann auch bei mehre-

ren Teilleistungen vorliegen 

 

Eine steuerpflichtige Entlassungsabfindung kann bei 

einer „Zusammenballung von Einkünften“ nach der 

Fünftelregelung ermäßigt besteuert werden. Davon 

ist auszugehen, wenn 

 die Abfindung insgesamt in einem Kalenderjahr zu-

fließt und 

 die Entschädigung (gegebenenfalls unter Berück-

sichtigung weiterer Einkünfte) höher ist als der Be-

trag, den der Arbeitnehmer in diesem Kalenderjahr 

bei Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses ohnehin 

erhalten hätte. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiedenen 

Streitfall waren dem Arbeitnehmer im Aufhebungsver-

trag mehrere Zahlungen zugesagt worden: eine Sozi-

alplanabfindung von 115.700 €, eine Zusatzabfindung 

von 40.000 € bei Nichtbeschäftigung in der Transfer-

gesellschaft B sowie 1.750 € monatlich als „Startprä-

mie“ bei vorzeitigem Ausscheiden aus der Transferge-

sellschaft A. Aufgrund dieser Vereinbarung erhielt der 

Arbeitnehmer im Jahr 01 einen Betrag von 115.700 € 

und im Folgejahr 02 insgesamt 59.250 € (40.000 € zu-

züglich 11 x 1.750 €). 

Der BFH hat die Anwendung der Fünftelregelung für 

die in den Jahren 01 und 02 gezahlten Beträge abge-

lehnt. Er beurteilte alle Entschädigungsleistungen als 

Ersatz für dasselbe Schadensereignis in Form des 

Wegfalls des ursprünglichen Arbeitsplatzes. Die Ent-

schädigungsleistungen waren jedoch in zwei Kalender-

jahren ausgezahlt worden. Angesichts der Höhe der 

Zusatzabfindung und der „Startprämie“ kam die An-

nahme begünstigungsunschädlicher geringfügiger 

Teilleistungen (vgl. hierzu Ausgabe 07/22) laut BFH 

nicht in Betracht. Auch waren keine gesondert zu beur-

teilenden, für die Anwendung der Fünftelregelung un-

schädlichen sozialen Fürsorgeleistungen des Arbeit-

gebers anzunehmen. Aufgrund der Gesamtvereinba-

rung lag hinsichtlich der „Startprämie“ zudem keine 

gesondert zu betrachtende Entschädigung für die vor-

zeitige Beendigung der Tätigkeit in der Transfergesell-

schaft A vor. 

 

AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN  
Unterhaltszahlungen können Sie  

von der Steuer absetzen 

 

Unterhaltszahlungen an gesetzlich unterhaltsberech-

tigte Personen sind bis zu 9.984 € pro Jahr (zuzüglich 

bestimmter Versicherungsbeträge) als außergewöhnli-

che Belastungen abziehbar. Welche Regeln die Fi-

nanzämter beim Ansatz von Unterhaltsleistungen an-

zuwenden haben, hat das Bundesfinanzministerium 

zusammengefasst. Die wichtigsten Aussagen im 

Überblick: 

 Haushaltszugehörigkeit: Gehört die unterhaltsbe-

rechtigte Person zum Haushalt des Steuerzahlers, 

ist regelmäßig davon auszugehen, dass seine Un-

terhaltskosten den Höchstbetrag erreicht haben. 

Eine Haushaltszugehörigkeit wird in der Regel 

nicht durch eine auswärtige Ausbildung oder ein 

auswärtiges Studium aufgehoben (z.B. Unterbrin-

gung eines studierenden Kindes am Studienort). 

 Bedürftigkeit: Der Abzug von Unterhaltsaufwen-

dungen setzt neben einer bestehenden Unterhalts-

berechtigung voraus, dass der Unterhaltsempfän-

ger bedürftig ist. Das heißt, er darf kein oder nur 

ein geringes Vermögen besitzen und kein ausrei-

chendes Einkommen haben. Als geringfügig gilt in 

der Regel ein Vermögen bis zu einem „gemeinen 

Wert“ (Verkehrswert) von 15.500 €. 

 Nettoeinkommen: Unterhaltsaufwendungen kön-

nen im Allgemeinen nur dann als außergewöhnli-

che Belastungen anerkannt werden, wenn sie in 

einem angemessenen Verhältnis zum Nettoein-

kommen des Leistenden stehen und diesem nach 

Abzug der Unterhaltsleistungen noch angemesse-

ne Mittel zur Bestreitung des eigenen Lebensbe-

darfs verbleiben (sog. Opfergrenze). Ein in An-

spruch genommener Investitionsabzugsbetrag darf 

diese Opfergrenze nicht beeinflussen, sondern 

muss dem Nettoeinkommen wieder hinzugerech-

net werden. Die Berechnung des verfügbaren Net-

toeinkommens ist bei Unterhaltszahlern mit Ge-

winneinkünften (z.B. aus selbständiger Arbeit oder 

Gewerbebetrieb) regelmäßig auf der Grundlage ei-

nes Dreijahreszeitraums vorzunehmen. Steuerzah-

lungen müssen dabei in dem Jahr abgezogen wer-

den, in dem sie entrichtet worden sind.  

Hinweis: Solche Zahlungen für mehrere Jahre können 

zu erheblichen Verzerrungen des in einem Veranla-

gungszeitraum erzielten unterhaltsrechtlich maßgebli-

chen Einkommens führen. Wir führen die erforderli-

chen Berechnungen Ihrer durchschnittlichen Steuer-

zahlungen für Sie durch. 
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 Kürzung der Opfergrenze: Im Regelfall sind Un-

terhaltsaufwendungen nur im Rahmen eines be-

stimmten Prozentsatzes des verfügbaren Nettoein-

kommens abziehbar (Ausnahme: bei sozialrechtli-

chen Bedarfsgemeinschaften). Die Opfergrenze 

liegt bei 1 % je volle 500 € des verfügbaren Netto-

einkommens des Unterhaltszahlers (höchstens 

50 %), abzüglich 5 % für den Ehegatten und für je-

des Kind, für das der Unterhaltszahler einen Kin-

dergeldanspruch hat (höchstens 25 %). Die kin-

derbezogene 5-%-Pauschale ist monatsbezogen 

zu kürzen, wenn nur für einen Teil des Jahres An-

spruch auf Kindergeld oder Kinderfreibeträge be-

standen hat. 

 Eigene Einkünfte und Bezüge: Der abzugsfähige 

Höchstbetrag ist um die eigenen Einkünfte und Be-

züge des Unterhaltsempfängers, die zur Bestrei-

tung des Unterhalts bestimmt oder geeignet sind, 

zu kürzen, soweit sie insgesamt 624 € jährlich 

übersteigen. 

 

GESETZGEBUNG  
Verlängerte Fristen zur Abgabe der Einkommen-

steuererklärungen 

 

Im Rahmen des Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes 

wurden die Einkommensteuer-Erklärungsfristen für 

Steuerzahler, die einen Steuerberater hinzuziehen, 

wie folgt verlängert: 

 Erklärungen für 2020: Abgabe bis 31.08.2022 

 Erklärungen für 2021: Abgabe bis 31.08.2023 

 Erklärungen für 2022: Abgabe bis 31.07.2024 

 Erklärungen für 2023: Abgabe bis 31.05.2025 

 Erklärungen für 2024: Abgabe bis 30.04.2026 

Damit wird vor allem auf die hohe Belastung bei den 

Steuerberatern Rücksicht genommen, die in der 

Corona-Krise viele zusätzliche Aufgaben übernommen 

haben (z.B. Beantragung von Corona-Hilfen). Mehrar-

beit kommt auf die Beraterschaft auch wegen der 

Grundsteuer-Feststellungserklärungen zu. 

 

ÜBERBLICK  
Neue Informationsbroschüre zur Rentenbesteue-

rung veröffentlicht 

 

Das Finanzministerium Sachsen-Anhalt hat seine 20-

seitige Broschüre „Informationen zur Rentenbesteue-

rung“ aktualisiert. Darin wird erklärt, wie Renten aus 

der gesetzlichen Rentenversicherung besteuert 

werden, welche Vorsorgeaufwendungen bei Rentnern 

abziehbar sind, ob und bis wann Rentner eine Ein-

kommensteuererklärung abgeben müssen und ab 

welcher Rentenhöhe überhaupt Einkommensteuer zu 

zahlen ist. 

Hinweis: Ein Download ist verfügbar unter 

www.mf.sachsen-anhalt.de. 

 

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG  
Riester-Förderung bei Verzicht auf die Steuerfrei-

heit der Beiträge 

 

Die Beiträge des Arbeitgebers zugunsten des Arbeit-

nehmers an  

 einen kapitalgedeckten Pensionsfonds,  

 eine kapitalgedeckte Pensionskasse oder  

 für eine kapitalgedeckte Direktversicherung  

sind im Jahr 2022 bis zur Höhe von 6.768 € steuerfrei 

(8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzli-

chen Rentenversicherung von 84.600 €). Soweit der 

Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwand-

lung hat, kann er verlangen, dass die Beiträge anstel-

le der Steuerfreiheit individuell versteuert und verbei-

tragt werden, damit sie die Voraussetzungen für die 

Riester-Zulage und gegebenenfalls einen zusätzlichen 

Sonderausgabenabzug erfüllen. Der Arbeitnehmer 

kann den Verzicht auf die Steuerfreiheit zugunsten der 

Individualbesteuerung auch betragsmäßig oder pro-

zentual begrenzen. 

Die Finanzverwaltung hat klargestellt, dass sich das 

steuerfreie Volumen für die Beiträge zur betrieblichen 

Altersversorgung in Höhe des Verzichts auf die Steu-

erfreiheit mindert. Verzichtet der Arbeitnehmer etwa in 

Höhe von 2.000 € auf die Steuerfreiheit der Beiträge 

zugunsten der Riester-Förderung, sinkt das steuer-

freie Volumen für die übrigen Beiträge auf 4.768 € 

(6.768 € abzüglich 2.000 €). Ohne einen solchen Ver-

zicht kann das steuerfreie Volumen in Höhe von 

6.768 € dagegen uneingeschränkt genutzt und dane-

ben für zusätzlich geleistete, individuell zu besteuern-

de Beiträge die Riester-Förderung in Anspruch ge-

nommen werden. 

 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG  
Ein Fahrtenbuch ist nicht das einzige zulässige 

Beweismittel 

 

Unternehmer können für abnutzbare bewegliche Wirt-

schaftsgüter des Anlagevermögens Investitionsab-

zugsbeträge und Sonderabschreibungen in Anspruch 

nehmen. Voraussetzung ist, dass die Wirtschaftsgüter 

(fast) ausschließlich betrieblich genutzt werden; 

hierfür darf die private Nutzung bei nicht mehr als 

10 % liegen. 
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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem neuen Urteil 

bekräftigt, dass der Umfang der betrieblichen Nut-

zung bei einem Firmenwagen nicht zwangsläufig 

durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewie-

sen werden muss. Auch andere Beweismittel sind 

demnach zulässig. 

Im Streitfall hatte ein Rechtsanwalt für seine beiden 

betrieblichen Audi Q5 Investitionsabzugsbeträge ge-

bildet und eine Sonderabschreibung vorgenommen. 

Über seine betrieblich veranlassten Fahrten hatte er 

Aufzeichnungen geführt. Das Finanzamt nahm eine 

private Mitnutzung der Pkws an und setzte einen priva-

ten Nutzungsanteil nach der pauschalen 1-%-Methode 

an. Da es von einer fehlenden (nahezu) ausschließ-

lichen betrieblichen Nutzung der Fahrzeuge ausging, 

versagte es den Ansatz der Investitionsabzugsbeträge 

und der Sonderabschreibung. 

Das Finanzgericht (FG) folgte der Auffassung des Fi-

nanzamts, weil mangels eines ordnungsgemäßen 

Fahrtenbuchs nicht feststellbar sei, dass die beiden 

Fahrzeuge zu mindestens 90 % betrieblich genutzt 

worden seien. Der BFH hat das FG-Urteil aufgehoben 

und die Sache an das FG zurückverwiesen. Wie die 

betriebliche Nutzung eines Wirtschaftsguts nachge-

wiesen werden müsse, sei gesetzlich nicht vorge-

schrieben. Der Nachweis könne durch ein Fahrten-

buch geführt werden, andere Beweismittel seien aber 

nicht ausgeschlossen. 

Hinweis: Im zweiten Rechtsgang kann der Rechtsan-

walt die betriebliche Nutzung nun auf anderen Wegen 

nachweisen. Denkbar sind etwa Zeugenaussagen, Ka-

lendereinträge oder Dokumentationen über Dienstrei-

sen. 

 

STEUERTIPP 
Hinweise für Eheleute und Lebenspartner zur 

Steuerklassenwahl 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat in einem 

Merkblatt dargestellt, welche Besonderheiten bei der 

Wahl der Lohnsteuerklassen für das Jahr 2022 gel-

ten. Diese nützlichen Aussagen richten sich an Ehe-

gatten und Lebenspartner, die beide Arbeitslohn be-

ziehen.  

 

 

 

 

Danach gilt: 

Die Steuerklassenkombination III/V führt zu einem „op-

timalen“ Lohnsteuereinbehalt, wenn der in Steuer-

klasse III eingestufte Ehegatte bzw. Lebenspartner ca. 

60 % und der in Steuerklasse V eingestufte ca. 40 % 

des gemeinsamen Arbeitseinkommens erzielt. Bei die-

ser Steuerklassenkombination ist die Abgabe einer 

Einkommensteuererklärung generell verpflichtend. 

Ehegatten bzw. Lebenspartner können auch das Fak-

torverfahren beantragen, bei dem das Finanzamt die 

Steuerklasse IV in Verbindung mit einem steuermin-

dernden Multiplikator (dem Faktor) einträgt. 

Hinweis: Die Eintragung eines Faktors bewirkt, dass 

die Lohnsteuerlast im Wesentlichen nach dem Ver-

hältnis der Arbeitslöhne auf die Partner verteilt wird. 

Dieses Verfahren ist für Ehepaare mit einem großen 

Gehaltsunterschied interessant. Die erdrückende 

Lohnsteuerlast in Steuerklasse V wird für den geringer 

verdienenden Partner vermieden, so dass er einen 

höheren Nettolohn erhält. 

Ehegatten und Lebenspartner sollten beachten, dass 

sich ein Steuerklassenwechsel auch auf die Höhe von 

Entgelt- bzw. Lohnersatzleistungen auswirken kann 

(z.B. Arbeitslosengeld I, Kurzarbeitergeld, Elterngeld). 

Daher empfiehlt das BMF, sich vor einem Wechsel der 

Steuerklasse beim zuständigen Sozialleistungsträger 

bzw. Arbeitgeber über die Folgen zu informieren. 

Wer seine Steuerklasse wechseln bzw. das Faktorver-

fahren beanspruchen will, muss sich hierfür an sein 

Wohnsitzfinanzamt wenden. 

Hinweis: Ein Steuerklassenwechsel im Laufe des Jah-

res kann so oft vorgenommen werden, wie die Ehegat-

ten oder Lebenspartner dies wünschen. Wir beraten 

Sie gerne zur Optimierung Ihrer Lohnsteuer. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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